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12/91 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

jfondeskanzler Helmut Kohl: 

In fünf Monaten wichtige 
Marksteine errichtet 
sta st.ehen vor der großen Aufgabe, nach der 
Jauchen Einheit auch die innere Einheit 

eutschlands zu vollenden. Wir alle wollen, daß 
«ses Ziel möglichst schnell erreicht wird. Vier- 

Dni?hre SED-Regime haben die ehemalige 
UK in den Bankrott geführt. 

ka n Könne dies nicht oft genug sagen — so Bundes- 
De

nz|er Helmut Kohl in der Haushaltsdebatte des 
l "tSCnen Bundestags am 13. März —, weil die 
es ^e.nd?nhildung bereits im vollen Gange sei. Wenn 

anilich nicht zur Deutschen Einheit gekommen 

j. n vollen Wortlaut der Rede des Bundeskanzlers in der 
aj ^haltsdebatte des Deutschen Bundestags finden Sie 

Dokumentation im grünen Teil dieser Ausgabe. 

re> wäre der SED-Staat wirtschaftlich genauso 
ty^^engebrochen wie die anderen Länder in 
^. teK Ost- und Südosteuropa. 
Zu! SPD erinnerte der Bundeskanzler in diesem 
der tmmennang daran, daß es in ihren Reihen, als 
seh f °,laPs der sozialistischen Kommandowirt- 
Sp

a * bereits unübersehbar war, noch genügend 
ZMV      

x und Unverbesserliche gab, die an eine 
Kunft des DDR-Sozialismus glaubten. 

de?!?Ut Konl: Gut fünf M°nate sind nach dem Tag 
kon      tSCnen Einigung vergangen, und niemand 
p"nte wahrhaft erwarten, daß wir die gigantischen 
Ab      .e innerhalb dieser Zeit hätten lösen können. 
iVj^^ir haben in diesen fünf Monaten wichtige 
Vnl steine errichtet, und wir werden weiter voran- 
Kornmen. 
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Frohe Ostern 
wünschen wir allen unseren 
Leserinnen und Lesern. Der 
nächste UiD, Nr. 11/91, 
wird in der Woche nach den 
Feiertagen, am 4. April, 
erscheinen. 
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Überbetriebliche 
Ausbildung 
mit 80 Millionen 
gefördert 
Rund 80 Millionen Mark ste- 
hen 1991 zur Förderung über- 
betrieblicher Ausbildungsstät- 
ten in den fünf neuen Bundes- 
ländern zur Verfügung. Damit 
soll die Einrichtung von etwa 
50.000 fehlenden Ausbil- 
dungsplätzen unterstützt wer- 
den, erklärte der Generalse- 
kretär des Bundesinstitutes 
für Berufsbildung, Hermann 
Schmidt. Eine breite Palette 
institutioneller Träger stehe 
für die Übernahme von 40 bis 
50 Ausbildungsstätten der 
ehemaligen Kombinate und 
Kommunen zur Verfügung. 
Wenn der Bundesfinanzmini- 
ster zustimme, müßten sie 
zehn Prozent der Kosten 
übernehmen, der Rest werde 
über Fördermittel finanziert. 

Sechs Millionen 
Mark für Sanierung 
verstrahlter Häuser im 
Erzgebirge 
Bundesumweltminister Klaus 
Töpfer hat den Startschuß für 
die Sanierung radioaktiv bela- 
steter Häuser im Uranabbau- 
gebiet des Erzgebirges gege- 
ben. Er überreichte einen ent- 
sprechenden Bewilligungsbe- 
scheid über sechs Millionen 
Mark an den Bürgermeister 
der Stadt Schneeberg, Karl 
Henselin. Mit dem Geld aus 
Bonn sollen ca. 80 Häuser, 
die besonders hoch mit dem 
natürlichen radioaktiven Gas 
Radon belastet sind, saniert 
werden. Nach den Worten 
des Bundesumweltministers 
handelt es sich bei der jetzi- 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

gen Hilfe um einen „ersten 
Ansatz". Er sagte, wenn es 
not tut, mehr zu machen, 
dann werden wir mehr 
machen. 

Mehr als eine 
Milliarde Mark für 
ostdeutsche Forschung 
Die Bundesregierung wird in 
diesem Jahr mehr als eine 
Milliarde Mark in die ost- 
deutsche Forschung stecken. 
Allein 450 Millionen Mark 
aus dem Haushalt des Bun- 
desfinanzministeriums stehen 
für die Übergangsfinanzie- 
rung der aufgelösten Akade- 
mie der Wissenschaften der 
DDR zur Verfügung. Mehr 
als 600 Millionen Mark für 
die Forschungsförderung in 
den neuen Ländern sollen aus 
dem Haushalt des Bundesfor- 
schungsministeriums kom- 
men. 

Zucker Uelzen kauft 
Ost-Zuckerfabriken 
Die Zucker-AG Uelzen- 
Braunschweig, Uelzen, hat ihr 
beabsichtigtes Engagement in 
den neuen Bundesländern 
realisiert. Zucker Uelzen habe 
mit der Treuhandanstalt Ber- 
lin die Verträge zum Kauf der 
Zuckerfabriken „Nordkri- 
stall" Güstrow GmbH i.A., 
Güstrow, Salzwedel GmbH 
i.A., Salzwedel, und Wismar 
GmbH i.A., Wismar, abge- 
schlossen, teilte das Unter- 
nehmen mit. 

420 Millionen für 
Denkmalschutz 
Die Bundesregierung hat 
420 Millionen Mark für die 
Denkmalpflege und den 
Erhalt historischer Bausub- 
stanz in Ostdeutschland 
genehmigt. Wie das Bundes- 
bauministerium bekanntga > 
kommen 320 Millionen M«r 

aus dem bis 1994 befristeten 
Sonderprogramm ihres M»n 

steriums zum städtebauliche 
Denkmalschutz. 100 Mill'0' 
nen Mark stammen aus der» 
Programm „Sicherung, Ern 
tung und Restaurierung von 
unbeweglichen Kulturdenk- 
mälern" des Innenministe- 
riums. 

Rund 6.000 Dauer- 
arbeitsplätze bei E^ 

• Rund eine Milliarde DM *' 
die ECE Projektmanagem* 
GmbH (Hamburg) in den V 
von großen, regionalen Ein 
kaufszentren in den neuen 
Bundesländern investieren- 
Wie die zur Hamburger 0» 
Versand-Gruppe gehörend 
Gesellschaft mitteilte, könn 
ten rund 6.000 Dauerarbeit 
platze geschaffen werden- 
ECE (Einkaufs-Center-Ein' 
richtung) — nach eigenen 
Angaben bei der Entwick- 
lung, Realisierung und bei 
Management von ShopP'n*_ 
Zentren in Deutschland t« 
rend - will lokale Firmen 
den Bauvorhaben und am 
laufenden Betrieb beteilig6 ' 
Entscheidende Voraussetz« 
für die Realisierung ist na 
Angaben der ECE-Geschai 
führung eine zügige und 
grundlegende Klärung de 
Grundstücks- und Eigen«* 
fragen in den Kommunen 
neuen Bundesländer. 
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Alfred Dregger: 

Wir müssen Sonderaufgaben erfüllen 
wie kein anderer Staat der Welt 
^ hat in den letzten Wochen viel Kri- 
ik gegeben. Sie war allerdings nur sel- 

J®1» konstruktiv, häufig oberflächlich, 
panchmal heuchlerisch und vor allem 
n keiner Weise den großen Aufgaben 
^gemessen, vor denen wir jetzt alle 
stehen. 

"nächst: Der soeben wiedervereinigte 
eutsche Staat hat nicht nur normale 

staatliche Aufgaben zu erfüllen. Hinzu 
k°mmen Sonderaufgaben in einer Dichte 
Und Dramatik, wie sie zur Zeit keinem 
äderen Staat der Erde gestellt sind. 
*ch möchte diese Sonderaufga- 
b*n aufzählen. 

I Aus der vor weniger als 
einem halben Jahr wiederhergestellten 
staatlichen Einheit muß nun wirtschaftli- 
che und soziale Wirklichkeit werden. Das 
Ist nach 45 Jahren kommunistischer 
Unterdrückung und Mißwirtschaft eine 
Sjgantische Aufgabe, meine Damen und 
£!erren, eine Aufgabe, für die es in der 

Schichte kein Beispiel gibt. 

d.er diese Wirklichkeit übersieht, verliert 
le Fähigkeit, diese Wirklichkeit zu ver- 
ndern und grundlegend zu verbessern. 

Wir 
uen den Staaten Ostmitteleuropas bei- 

s
Ustehen. Nach der Auflösung des RGW- 
ystems und des Warschauer Paktes wen- 
e" sich Ungarn, die Tschechoslowakei 

s j~ F°len vor allem uns zu. Der polni- 
che Ministerpräsident hat 

Reise nach Bonn gesagt: „Der Weg 
Polens nach Europa führt über Deutsch- 
land." — Es liegt auch in unserem deut- 
schen Interesse, daß diese Länder mit uns 
und durch uns Halt für ihre wirtschaftli- 
che Entwicklung und ihre Sicherheit in 
Europa finden. Würden sie das nicht, 
würden sie Notstandsgebiet bleiben. 

Dann wäre die Massenauswanderung 
von dorther zu uns die unvermeidliche 
Folge. 

Dritte Sonderaufgabe: 
müssen die politischen Anstrengungen in 
der Sowjetunion unterstützen, zu einer 
besseren gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Ordnung zu finden. Uns 

vor seiner 

Rede des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Alfred Dregger, in der 
Haushaltsdebatte des Deut- 
schen Bundestages am 
13. März 1991 

Deutschen geht es dabei vor allem um 
eine tragfähige Grundlage für gute Bezie- 
hungen zwischen dem deutschen Volk 
und den Völkern der Sowjetunion. Wir 
Deutsche sind heute Verbündeter des 
Westens und zugleich wichtiger Partner 
des Ostens; beides wollen wir bleiben. 
Diese Konstellation, ein Ergebnis der 
Außenpolitik von Konrad Adenauer bis 
Helmut Kohl, ist für unser Land in der 



Seite 4  •  UiD 10/1991 HAUSHALTSDEBATTg 

Mitte Europas eine Traumkonstellation, 
die dem Bismarck-Reich, das bald allein 
stand, nie vergönnt war. 

Wir sind daran interessiert, daß die 
Sowjetunion ihre Truppen — zur Zeit 
noch über 350 000 Mann — wie verein- 
bart, spätestens bis 1994, von deutschem 
Boden abzieht. Dieser Abzug trägt 
wesentlich zur Entmilitarisierung der Ost- 
West-Beziehungen bei, die nicht nur uns, 
sondern allen Europäern zugute kommt. 
Wir Deutsche zahlen dafür 13 Milliarden 
DM und vermindern — im Vorgriff auf 
diesen Abzug — die deutschen Truppen 
auf 370 000 Mann. Das ist wenig mehr als 
die Hälfte des vorherigen Bestandes von 
Bundeswehr und NVA. 

Wir begrüßen es, daß der Oberste Sowjet 
den Zwei-plus-vier-Vertrag, den großen 
Partnerschaftsvertrag und den Vertrag 
über die wirtschaftliche und technische 
Zusammenarbeit ratifiziert hat. Den Ver- 
trag über den Truppenabzug hat der 
Oberste Sowjet grundsätzlich gebilligt. 

Weil dies zu Spekulationen geführt hat, 
sage ich: Wir werden diesen Vertrag 
erfüllen wie die anderen Verträge auch. 
Zu irgendwelchen Nachbesserungen 
sehen wir keinerlei Anlaß. 

Wir erwarten ferner, daß die Republik 
Polen die Erfüllung dieses Vertrages 
erleichtert. Auch in Polen wird man ein- 
sehen müssen, daß es Solidarität auf 
Dauer nur auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit geben kann. 

Vierte Sonderaufgabe: Wir hat- 
ten und haben die Aufgabe, im Golfkon- 
flikt zur Solidarität mit der UNO, unse- 
ren atlantischen Verbündeten sowie 
Israel beizutragen. Wir haben das nicht 
mit Soldaten getan — die Gründe dafür 
kennen Sie —, wir haben es aber durch 
Sachleistungen und finanzielle Beiträge 

getan. Dafür haben wir 17 Milliarden 
DM aufwenden müssen. Nun, nach dem 
Sieg der Alliierten, im Auftrag der Ver- 
einten Nationen, geht es dort um eine sta- 
bile Ordnung des Friedens und um den 
Wiederaufbau. 

Der Wiederaufbau Kuwaits und des Irak 
wird vor allem eine Sache der reichen 
Golfländer sein, aber auch wir werden 
unseren Beitrag leisten. In einer Region» 
für die wir zur Abwehr des Aggressors 
und Diktators viel Geld aufgewandt 
haben, mit der wir aber auch seit langem 
wertvolle kulturelle Beziehungen unter- 
halten, werden wir in der Lage sein, füf 

die Entwicklung einen positiven Beitrag 
zu leisten. 

Zur Diskussion über den möglichen Ein- 
satz der Bundeswehr in ähnlich gelager- 
ten Fällen sage ich: Wir, die CDU/CSU, 
wollen durch eine klarstellende Grundge 

setzänderung die Konsequenz aus den 
gemachten Erfahrungen ziehen. Deutscn 
land, dessen Lage sich grundlegend ver- 
ändert hat, muß nach Überwindung der 
Teilung und nach Rückgewinnung der 
Souveränität im Rahmen der kollektiven 
Sicherheitssysteme, denen dieses 
Deutschland angehört — das sind die 
UNO, die NATO und die WEU - bereu 
sein, seinen militärischen Beitrag zur 
Friedensicherung zu leisten. 

Wären wir dazu nicht bereit, dann wären 
wir nicht bündnisfähig, zum Schaden fur 

unser Land, zum Schaden für unsere 
Bundesgenossen und zum Schaden aucn 
für die Völkergemeinschaft. Wir hoffen» 
daß sich die SPD, die sich seit 1959 zum 
Bündnis bekennt, dieser Einsicht, Herr 
Kollege Vogel, nicht verschließen wird- 

In meiner Rede auf der Sondersitzung 
des Deutschen Bundestages vom 17. 
Januar 1991 habe ich die solidarische 
Haltung der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion zur UNO, zu den USA und zu den 
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anderen Betroffenen so klar zum Aus- 
ruck gebracht, daß zu Zweifeln an unse- 

*r Haltung kein Anlaß bestand. Da sol- 
e Zweifel dennoch geäußert wurden, 

* was unsere Unionsposition, aber 
as die gesamtdeutsche Position angeht, 

J'aube ich mir, auf diese Rede noch ein- 
mal hinzuweisen. 

fünft e Sonderaufgabe: Wir 
ussen die europäische Wirtschafts- und 

nrungsunion in einer Weise zustande 

tat H§en'die sich an der Ge,dwertstabili_ 

St n r D~Mark und an der unabhängigen 
ellung der Deutschen Bundesbank 

0rientiert. 
as alles wird nicht leicht sein; denn die 

j Us§angslage der europäischen Partner 
sehr unterschiedlich. Die Divergenzen 
nmen in letzter Zeit sogar zu. Wie groß 

e.e unterschiede sind, zeigt das Beispiel 
^ es europäischen Partnerlandes, dessen 
b 

ett°neuverschuldung nicht 0,8 Prozent 
de I'c^t W'e be' uns vor wiedernerstellung 
nich l'sondern l0'8 Prozent — 
s ,    ?•& Prozent, sondern sage und 

"reibe 10,8 Prozent Nettoneuverschul- ungi 

Fk enso besorgniserregend ist die Diver- 
re

nz der Inflationsraten. In einem ände- 
rt ";UroPäischen Partnerland beträgt die 

dentwertungsrate nicht 2,7 Prozent 
Zur Zeit bei uns, sondern 23 Prozent. 

will das nicht dramatisieren. Wir 
Sc, Ssen aber und können unsere europäi- 
8ern " Partner bitten, bereits vor der Ver- 
ty«!einschaftung von Wirtschaft und 

Hat       8' also Jetzt' und das heißt im 

niSs
10nalen Rahmen, zu stabilen Verhält- 

genp1 ZU kommen. Das alles der künfti- 
V^QJ,    

roPäischen Union überlassen zu 
|c.  en' könnte deren Scheitern bedeuten. 
pr   

ei'e die Auffassung des britischen 
. ^lerministers, daß gesundes Geld 

Wicht 'ger ist als dasselbe Geld. 

Ich meine: wenn wir alle dasselbe Geld 
in Europa haben werden, dann muß es 
eben gesundes Geld sein. Das ist eine 
dringend notwendige Voraussetzung. 
Jeder sollte vorher sein Haus in Ordnung 
bringen. 

Eine Wirtschafts- und Währungsunion 
wird es nicht geben, wenn nicht auch eine 
Europäische Sicherheitsunion zustande 
kommt. Beide Felder betreffen die Kern- 
stücke der staatlichen Souveränität. Man 
kann nicht das eine an Europa übertra- 
gen und das andere für sich behalten wol- 
len. Ich freue mich, daß die Bundesregie- 
rung diesen Standpunkt mit Nachdruck 
vertritt. Ich möchte das ausdrücklich 
unterstützen, zumal wir immer dafür ein- 
getreten sind. 

Die Europäische Sicherheitsunion wird 
zwei Aufgaben haben. Sie wird Pfeiler 
der Atlantischen Allianz sein, die unent- 
behrlich bleibt, und zugleich sicherheits- 
politische Grundlage der Politischen 
Union Europas. Ich hoffe, daß alle Part- 
nerländer bereit sind, ihre Sicherheitspo- 
litik zu europäisieren, auch Frankreich, 
das in dieser Frage eine Schlüsselrolle 
hat. 

Die genannten fünf Sonderaufga- 
ben — zusätzlich zu den normalen 
Staatsaufgaben — sind ein unge- 
wöhnliches Arbeitsprogramm. Ich 
sage das nicht, um über unsere 
Arbeitsbelastung zu klagen, im 
Gegenteil: daß sich diese Aufgaben 
stellen, ist ein ungeheurer Erfolg 
unserer Politik und daher insge- 
samt erfreulich und beflügelnd. 
Mir geht es nur darum, ins öffentli- 
che Bewußtsein zu rufen, daß man 
politische Entwicklungen und finan- 
zielle Belastungen in diesen Son- 
derbereichen nicht so vorausschät- 
zen konnte und zum Teil auch heute 
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noch nicht kann, wie das bei norma- 
len Staatsausgaben möglich ist, bei 
denen man nach der Regel „simile, 
simile" — „es war alles schon ein- 
mal da" — einigermaßen sicher 
vorausschätzen kann, was zu erwar- 
ten ist. 

Das finanzielle Fundament für die Wie- 
dervereinigung Deutschlands haben wir 
in den Jahren 1983 bis 1989 gelegt. Wir 
haben in nur sieben Jahren die öffentli- 
chen Haushalte konsolidiert und die 
Steuerzahler drastisch entlastet. Die Bun- 
desausgaben stiegen in dieser Zeit im 
Jahresdurchschnitt um 2,5 Prozent. Dies 
war nur halb so viel wie der Anstieg des 
Bruttosozialprodukts, das im selben Zeit- 
raum im Jahresdurchschnitt um 5,1 Pro- 
zent zunahm. Dies ist auch im internatio- 
nalen Vergleich eine ganz ungewöhnliche 
Leistung, die es verdient, vor dem deut- 
schen Bundestag und vor dem deutschen 
Volk hervorgehoben zu werden. 

Die Nettoneuverschuldung des Bundes 
haben wir in derselben Zeit von 2,3 Pro- 
zent des Bruttosozialprodukts auf 19 Mil- 
liarden DM — das sind 0,8 Prozent des 
Bruttosozialprodukts — zurückgeführt. 
Das angemessen zu würdigen, ist eben- 
falls nur im internationalen Vergleich 
möglich. Ich verweise auf das vorher von 
mir dazu in die Debatte eingeführte Bei- 
spiel. 

Unsere große Steuerreform hat die Steu- 
erzahler um 50 Milliarden DM netto ent- 
lastet. Die Steuerquote betrug 1990 22,5 
Prozent. So niedrig war sie seit 30 Jahren 
nicht mehr. Auch das ist im internationa- 
len Vergleich Spitze. Unser besonderer 
Dank dafür gilt dem Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl und seinen beiden Finanzmini- 
stern Gerhard Stoltenberg und Theo Wai- 
gel. 

Für 1991 lautet angesichts der zusätzli- 
chen Belastung in einigen der fünf Son- 

derbereiche die Alternative aber nicht 
mehr: Steuererhöhung ja oder nein? son- 
dern: Steuererhöhung oder Nettoneuver- 
schuldung über die Grenze von 70 Mil'1* 
arden DM hinaus? 

Das zweite wäre im Hinblick auf die 
Geldpolitik der Bundesbank, auf die 
Geldwertstabilität der D-Mark und die 
Auswirkungen auf die internationalen 
Finanzmärkte nicht verantwortbar gewe- 
sen. Deshalb haben wir uns zu einer 
begrenzten Steuererhöhung entschlossen- 
Neben Verbrauchsteuererhöhungen, ins- 
besondere der Mineralölsteuer, geht es 
um einen auf ein Jahr befristeten, näm- 
lich von Mitte 1991 bis Mitte 1992 gelten- 
den Solidarzuschlag zur Einkommen-, 
Lohn- und Körperschaftsteuer. 

Dieser Zuschlag wird auf zwei Haushalts- 
jahre verteilt, so daß die Belastung je Jan 

in 1991 und 1992 nur 3,75 Prozent 
beträgt. 

Einige zweifeln an der Einhaltung 
der Befristung, dazu sage ich: Da" 
diese Befristung eingehalten wird, 
liegt nicht nur im Interesse der 
Steuerzahler, sondern auch im 
Interesse des Fiskus, denn die Fort- 
setzung des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs in Westdeutschland und 
ein sich anbahnender Aufschwung 
in den neuen Bundesländern lassen 
mehr Steuereinnahmen erwarten, 
als sie aus Steuererhöhungen her- 
vorgehen können. 

1991 leistet der Bund an Hilfen für die 
neuen Bundesländer insgesamt 93 Mill'* 
arden DM. Davon sollen 57 Milliarden 
DM für Investitionen verwendet werden- 
Das haben wir zustande gebracht, nach- 
dem die politische Einheit noch keine 
sechs Monate hergestellt ist, eine erstaun- 
liche Leistung, finde ich. 
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as ist ein gewaltiger Betrag. Wir könn- 
n ihn heute nicht aufbringen, wenn wir 
icht durch die Haushaltskonsolidierung 
er Jahre 1983 bis 1989 und die massive 
Versenkung um 50 Milliarden DM in 
en Jahren 1986, 1988 und 1989 dafür die 
Aussetzungen geschaffen hätten. 

^lr> die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
~~~. as möchte ich unterstreichen —, sind 

•jiterhin auf den wirtschaftlichen Auf- 
chwung und nicht auf Steuererhöhungen 

gestellt. Darin unterscheiden wir uns 
8rundsätzlich von der SPD. 

wir haben nicht vergessen, daß die 
SPD in ihrer Regierungszeit die 
Verbrauchssteuern sage und 
schreibe 17mal erhöht und in den 
atzten Jahren 48 Steuer- und 
Abgabenerhöhungspläne präsen- 
tiert hat. Dazu gehört auch der 
Vorschlag einer Mineralölsteuerer- 
"öhung um 50 Pfennig, also doppelt 
So viel, wie wir es beschlossen 
haben. 

j estern hat Ihr Debattenredner Lafon- 
lne darauf hingewiesen, daß entgegen 
er üblichen Rollenverteilung zwischen 

*egierung und Opposition die SPD lange 
or der CDU/CSU Steuererhöhungen 
^geschlagen habe. Das ist zutreffend, 
Der in meiner Sicht kein Pluspunkt. 

3    sene darin mangelnden Respekt vor 
auft1 Portemonnaie des Bürgers und 
uuerdem eine Fehleinschätzung im Hin- 

ck auf die Vorteile von Steuererhöhun- 
•'für das Gemeinwohl. Wir glauben 
"ehr an die Kraft der Bürger, die den 

. ohlstand schafft, und nicht an Steuerer- 
°hungen, die Sie nachher verteilen kön- nen. 

Sie, meine Damen und Herren von 
°er SPD, sind die klassische Steu- 
ererhöhungspartei. Jeder weiß es: 

Es gibt keine Partei in Deutsch- 
land, die dem kleinen Mann so 
unverfroren in die Tasche greift, 
wie Sie es getan haben und wieder 
tun wollen. 

Auch wir können in besonderen Situatio- 
nen Steuererhöhungen nicht ausschlie- 
ßen. Unsere Grundtendenz zielt jedoch, 
wie unsere Steuerpolitik seit Anbeginn 
und auch jetzt beweist, in die entgegenge- 
setzte Richtung. 
Wir werden Ihnen das nicht ersparen. 
Zum Zeitpunkt der von uns vorgeschlage- 
nen begrenzten Steuererhöhung läßt sich 
rückblickend sagen: Natürlich hätte man 
schon 1990 eine Steuererhöhung sozusa- 
gen auf Vorrat ankündigen oder gar 
beschließen können. 
Ich halte diesen Gedanken allerdings für 
absurd. Wir jedenfalls erhöhen Steuern 
nur, wenn zweifelsfrei nachgewiesen ist, 
daß es dazu keine Alternative gibt. 
Im übrigen: Wie hätten wir damals das 
Volumen für eine Steuererhöhung bemes- 
sen sollen? Weder die Aufwendungen für 
den späteren Golf-Krieg noch die Lasten, 
die durch den Zusammenbruch des 
RGW-Systems für die Exportwirtschaft 
in den neuen Bundesländern entstehen, 
waren 1990 abschätzbar. 
Für die Wirtschaftsentwicklung und die 
Wahrung der Haushaltsdisziplin wäre ein 
solcher steuerlicher Vorgriff ausgespro- 
chen schädlich gewesen. Auch die Aus- 
einandersetzungen mit Herrn Lafontaine 
und der SPD wären durch eine vorwegge- 
nommene Steuererhöhung oder ihre 
Ankündigung nicht versachlicht worden. 
Lafontaine ging es ja gar nicht um einen 
Steuerkonsens. Ihm ging es darum, mit 
Kostenargumenten gegen die Vereini- 
gung Deutschlands Stimmung zu 
machen. Er wollte die Deutschen von der 
Wiedervereinigung abschrecken, die ihm 
ganz und gar zuwider war. 
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Abschließend: Es besteht kein Anlaß, die 
Inkompetenz Lafontaines und der SPD in 
der Deutschlandpolitik jetzt in eine Sach- 
kompetenz für die Steuerpolitik umzufäl- 
schen. 

Wer Steuererhöhungen auf Ver- 
dacht will — nur darum konnte es 
1990 gehen —, der ist in der Steuer- 
politik nicht kompetent, sondern 
inkompetent. Es wäre schädlich für 
die wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland, ins- 
besondere der neuen Bundesländer, 
solchen Leuten das finanzpolitische 
Steuerrad zu überlassen. Das wer- 
den wir verhindern. 

Wir, die CDU/CSU, wollten die deutsehe 
Einheit. Wir wollten sie immer. Wir sind 
glücklich, sie durchgesetzt zu haben, auch 
wenn das zu Finanzschwierigkeiten führt. 

Wir hätten die deutsche Einheit auch 
dann gewollt, wenn sich diese Schwierig- 
keiten als größer herausgestellt hätten, als 
sie es sind. Denn die Wiedervereinigung 
Deutschlands als entscheidender Schritt 
zur Vereinigung Europas und die Verän- 
derungen in der Sowjetunion, die mit die- 
sen beiden Einheitsprozessen zusammen- 
hängen, sind der größte Beitrag, den wir 
Deutschen Europa und den Europa dem 
Frieden der Welt leisten konnte. 

Eine gesamteuropäische Friedensord- 
nung, um die es letztlich geht, kann nicht 
ohne die beiden Weltmächte geschaffen 
werden. Im KSZE-Prozeß, an dem die 
Sowjetunion und die Vereinigten Staaten 
von Amerika beteiligt sind, haben wir 
schon wesentliche Bausteine für eine 
gesamteuropäische Friedensordnung 
zusammengefügt. Ich will den letzten 
Baustein nennen. Der tschechoslowaki- 
sche Staatspräsident Vaclav Havel hat 

vor kurzem das Sekretariat der KSZE in 
Prag eröffnet. 
Wesentlich für eine dauerhafte europäi- 
sche Friedensordnung sind zwei in sämt- 
lichen KSZE-Dokumenten verbriefte 
Grundsätze: unveräußerliche Menschen- 
rechte und das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und Staaten. Erst die Verwirk- 
lichung dieser beiden Prinzipien macht 
freie Gesellschaften in freien Staaten 
möglich, die innerlich befriedet sind. Ent- 
scheidend ist die Verwirklichung dieser 
Grundsätze, nicht das Papier, auf dem sie 
stehen. Sie müssen immer neu durchge- 
setzt werden. In den letzten beiden Jah- 
ren haben diese Grundsätze den friedli- 
chen Wandel in Ost- und Ostmitteleuropa 
ermöglicht. Dafür danken wir unseren 
Verbündeten, insbesondere den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika. Dafür danken 
wir auch der Sowjetunion und den 
Reformkräften in Osteuropa. 
Nun steht diese Politik im Baltikum zur 
Bewährung — und nicht nur dort. In die- 
ser außergewöhnlichen Lage, in der über 
die Zukunft des europäischen Reform- 
prozesses entschieden wird, wende ich 
mich an die sowjetische Führung und an 
die Führungen der baltischen Republike11 

mit der Bitte, gemeinsam dafür Sorge zy 

tragen, daß die Früchte der im letzten 
Jahr feierlich verkündeten Charta von 
Paris nicht im Baltikum durch Relikte deS 

unseligen Hitler-Stalin-Paktes verdorben 
werden. 

Das heißt — ich bitte genau auf die 

Wortwahl zu achten —: Das 
Selbstbestimmungsrecht der balti- 
schen Völker muß gewahrt, und das 
Interesse der Sowjetunion an einer 
kooperativen Lösung muß berück- 
sichtigt werden. 

Welche Seite auch immer einen vernünfti' 
gen Kompromiß ablehnt: Sie läuft 
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Ab 15. März ist Deutschland souverän 
^u* Hinterlegung der Ratifikationsur- 
kunden der deutsch-sowjetischen Ver- 
tage in Bonn und Moskau erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende der CDU/ 
^SU-Bundestagsfraktion, Karl-Heinz 
Hornhues: 
^er 15. März 1991 wird als weiteres 
historisches Datum in die Geschichts- 
bücher eingehen. Mit der Hinterle- 
gung der Ratifikationsurkunden des 
2+ 4-Abkommens über die vollstän- 

s 
efahr, dadurch das Ganze, das für beide 
Jten notwendig und nützlich ist, zum 

cheitern zu bringen. 
assen Sie mich noch einen weiteren 

j Banken hinzufügen. Auf der Grund- 
b

a8e der Menschenrechte und des Selbst- 
estimmungsrechts der Völker und Staa- 
n wird, so hoffen wir, eine Friedensord- 

^ng für Europa entstehen, an der beide 
e'tmächte beteiligt sind, die Sowjet- 

ni°n im Osten und die Vereinigten Staa- 
*n >m Westen und die politische Union 
Ufopas von Polen bis Portugal in der 

y.![Je- Ein so vereinigtes Europa, das alle 
°lker und Staaten umfaßt, die nach 

v 
reni kulturellen und historischen Selbst- 

efständnis zum Abendland gehören, 
°nnte und sollte zur friedenserhaltenden 
^tte zwischen den Weltmächten werden. 

Herr Bundeskanzler, wir fordern 
S*e und Ihre Regierung auf, Ihre so 
außerordentlich erfolgreiche Ein- 
Jeits- und Freiheitspolitik für 
Deutschland und Europa fortzuset- 
zen. 
,r. die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 

s erden Sie dabei auch in Zukunft unter- 
en, verläßlich und wirksam. • 

dige Wiederherstellung der Souveräni- 
tät des vereinigten Deutschlands in 
Bonn und Moskau ist Deutschland 
endgültig souverän, nachdem die Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Groß- 
britannien und Frankreich das 
Abkommen bereits im Herbst vergan- 
genen Jahres ratifiziert und die Urkun- 
den in Bonn hinterlegt hatten. Damit 
ist endgültig ein Schlußstrich unter 
den 2. Weltkrieg gezogen. 

Junge Union solidarisch 
Einem gemeinsamen Vorschlag des 
JU-Bundesgeschäftsführers, Axel 
Wallrabenstein, und des Generalsekre- 
tärs der CDU Thüringen, Claudius 
Schlumberger, zur Finanzierung der 
Arbeit der Jungen Union in den fünf 
neuen Ländern folgen die JU-Landes- 
verbände der alten Bundesländer und 
die CDU-Landesverbände der neuen 
Bundesländer. 

Mit einem Solidarpakt von rund 140.000 
DM wird die Möglichkeit geschaffen, in 
jedem der fünf neuen Landesverbände 
mindestens eine hauptamtliche Arbeits- 
kraft beim Aufbau der Jungen Union zu 
beschäftigen. Bereits in seiner letzten Sit- 
zung hatte der Bundesvorstand der Jun- 
gen Union 35.000 DM aus dem Haushalt 
des Bundesverbandes für das Solidari- 
tätsprojekt zur Verfügung gestellt. 
Axel Wallrabenstein bezeichnete den 
finanziellen Zuschuß von Bundesverband 
und den westdeutschen Landesverbänden 
der Jungen Union für die Freundinnen 
und Freunde in den neuen Bundeslän- 
dern als einen notwendigen Akt der Soli- 
darität. 
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Lafontaine - der große Schwarzmaltf 
mit den kleinen Perspektiven 

Verzögern statt vereinigen, das war I» 
Devise! Deshalb sind Ihre heutigen EU1' 
lassungen und Ihr zur Schau gestellte5 

Mitgefühl völlig unglaubwürdig. 

Herr Lafontaine, Sie sind hier 
genauso aufgetreten, wie wir es von 
Ihnen erwartet haben: Als der große 
Schwarzmaler mit den kleinen Per- 
spektiven. 

Die Wahrheit ist doch: 
• Sie haben im letzten Jahr keine seriöse 
wirtschaftliche Prognose, geschweige 
denn Konzepte zur deutschen Einheit 
abgeliefert. 
• Wir haben nie von Ihnen gehört, wie 
man die Probleme bewältigen kann. 
• Ihre Kritik war nie konstruktiv, son- 
dern rein destruktiv. 

Sie haben Mäkelei und Miesmacherei 
betrieben, weil Sie die Wiedervereinigung 
nicht gewollt haben. Ihre negativen wirt- 
schaftlichen Prognosen dienten doch nur 
dazu, den Menschen den Wunsch nach 
der Einheit schwer zu machen und zu ver- 
leiden. 

Es ist schon eine eigenartige Kompetenz, 
diese aus Verweigerungsgründen entstan- 
dene Schwarzmalerei als kluge Voraus- 
sicht zu verkaufen. 

Herr Lafontaine, 
• wer wie Sie behauptet, die DDR sei, 
„bis die Mauer fiel, ein führendes Indu- 
strieland" (Spiegel, 30. 8. 1990) gewesen, 
• wer wie Sie dem maroden SED-Regime 
noch 15 Milliarden nachschieben wollte, 
• wer wie Sie die ersten gesamtdeutschen 
Wahlen aus durchsichtigen Gründen so 
spät wie möglich wollte, 
der hat sich selbst sowohl wirtschaftspoli- 
tische Inkompetenz attestiert als auch 
innere Distanz zur deutschen Einheit 
dokumentiert. 

Wirtschaftspolitische 
Inkompetenz 
Jetzt versuchen Sie sich als wirtschaftsP 
litischer Wunderheiler der SPD zu pro"' 
Heren. Eins muß ich Ihnen zugestehen- 
Ihre Fähigkeit zum Realitätsverlust ist 
bemerkenswert: 

• Sie tragen Verantwortung dafür, da 
das Saarland hoffnungslos überschuld 
ist. 

Aus der Rede des Ersten 
Parlamentarischen 
Geschäftsführers der CDU' 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Friedrich Bohl, in der 
Haushaltsdebatte am 
12. März 1991 

• Sie tragen Verantwortung dafür, daö 
der Landesrechnungshof des Saarlafl 
Ihnen erneut die Verfassungswidrig^ 
Ihres Landeshaushaltes bestätigt hat- 

• Sie tragen Verantwortung dafür, da 
das Saarland in der wirtschaftlichen & 
wicklung immer weiter zurückfällt- 1990 

lagen Sie mit einem Zuwachs des Bru 
Sozialprodukts von nur 1,9 Prozent an 
letzter Stelle der alten Bundesländer u 
weit hinter dem Bundesdurchschnittv 

4,7 Prozent. 
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$a 
s'nd der Schuldenhäuptling von der 

si^
tatt sich hier aufzuspielen, sollten Sie 

kom      Cr wirtschaftsP°,itischen Rat bei 

2 fi?elenteren Sozialdemokraten holen, 
• °- bei Karl Schiller und Helmut 

^nmidt! 

Kei 
Ihre 

n« Solidarität 
Wlrtschaftspolitische Inkompetenz 

^   u allem Übel noch gepaart mit 
der

n^hlicher Kaltherzigkeit. Schon vor 
Lf    ledervereinigung waren Sie, Herr 
rität°ntaine' Schluß,icht in Sachen Solida- 

hah    8erade einmal l>25 Mio- DM 

Min
en Sie im ersten Halbjahr 1990 als 

L   'sterPräsident des Saarlandes unsere 
1Q    bleute unterstützt. Sie gaben gerade 
Koch     Vie1' wie Sie jährlich Ihr Luxus- 
And  m ^rer Landesvertretung kostet! 
ten ,ere Bundesländer, z. B. Hessen, stell- 
VPJ?mals bereits 200 Millionen DM zur 

hab     Uso bei der Währungsunion. Sie 
der p. lmrner wieder „Nein" gesagt zu 
1 •] M Jnfuhrung der DM „zum Kurse von 

dieT     a' ZDF' 18- 10, ,99°)' Sie wol,ten 

Uaschen zuhalten gegenüber unseren 
i   bleuten. 

Mira Waren der Wortführer der SPD- 
gere

ls*erPräsidenten, die sich gegen eine 
der \]     Betein8ung der neuen Länder an 
vert   

msatzsteuer im Zuge des Einigungs- 
heüt 

ges ausgesprochen haben. Und 
die p ^°Hen Sie die Bundesregierung für 
w0rtl° gen dieser Ihrer Haltung verant- 
%  T11ch machen. 

die Spn m letzten Dezember haben sich 
2ie|i   ^   Länder gegen eine bessere finan- 
2U JL    

erücksichtigung der neuen Länder 
W>     n     sten ausgesprochen. 
nen jn fs In"en von der SPD im vergange- 
Beba,     ernst gewesen wäre mit Ihrer 

ptung, die Lage im Beitrittsgebiet 

sei so dramatisch schlecht und die wirt- 
schaftliche Entwicklung werde katastro- 
phal verlaufen, dann frage ich mich, wes- 
halb Sie dann nicht für eine bessere 
Finanzausstattung eingetreten sind. 

Kaltherzigkeit ist das Kennzeichen Ihrer 
Politik. Teilung statt Teilen, das war Ihre 
Devise! 

Die Deutschen können von Glück reden, 
daß die Union mit Helmut Kohl an der 
Spitze die deutsche Einheit in die Hand 
genommen hat. Erst der 10-Punkte-Plan, 
dann die Währungsunion, dann das ent- 
scheidende Gespräch mit Präsident Gor- 
batschow, der Einigungsvertrag und die 
Wiedervereinigung. Das war eine Mei- 
sterleistung, zu der uns alle Welt beglück- 
wünscht hat. 

Welch ein Kontrast zu Ihrem Programm 
der Verzögerungen. Wo ständen wir 
heute, wenn Sie damals das Sagen gehabt 
hätten? 

Wäre es nach Ihnen gegangen, dann hät- 
ten wir jetzt in der Tat manches Kopfzer- 
brechen nicht. Aber nur deshalb, weil Sie 
die deutsche Einheit verspielt hätten. 
Statt dessen hätten wir weiterhin einen 
völlig unkontrollierten Übersiedlerstrom 
von Ost nach West. Das ist die Wahrheit 
über die Alternative Lafontaine. 

Politische Fahrerflucht 
Eines würde mich noch interessieren, 
Herr Lafontaine. Was ist eigentlich der 
Grund dafür, daß Sie hier anstelle des 
großen Schweigers aus Kiel auftreten? 
Wir erinnern uns noch genau: 

• Vor der Bundestagswahl hatten Sie 
nicht den Mut, hier im Bundestag zum 
Nachtragshaushalt für die neuen Länder 
zu sprechen. 
• Nach der Bundestagswahl hatten Sie 
nicht einmal den Mumm, in der SPD die 
Verantwortung für Ihre Destruktionspoli- 
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Broschüre für die Rückkehr in den Beruf 
„Ich bin dabei — Zurück in den 
Beruf, unter diesem Titel hat das 
Bundesarbeitsministerium eine neue 
Broschüre für Berufsrückkehrerinnen 
und Berufsrückkehrer veröffentlicht. 
Die Rückkehr in das Berufsleben nach 
einer längeren Erwerbspause bereitet 
oft große Schwierigkeiten. Über 
Lösungsmöglichkeiten dieser Pro- 
bleme will die Broschüre informieren. 
Betroffen sind vor allem Frauen, die 
nach einer Phase der Familienarbeit 
den Anschluß in der Erwerbsarbeit 
suchen. Die besonderen Eingliede- 
rungshilfen durch die Arbeitsämter 

haben bereits in der Vergangenheit mit 
dazu beigetragen, Benachteiligungen 
der Berufsrückkehrerinnen am 
Arbeitsmarkt abzubauen. Vielen sind 
die vielfältigen Förderungsmöglichkei- 
ten aber nicht bekannt. Diese Lücke 
soll von der neuen Broschüre 
geschlossen werden. Sie weist auf 
Fortbildung, Umschulung, betriebli- 
che Einarbeitung und vieles mehr hin- 
„Ich bin dabei" gibt es kostenlos beim 
Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Referat Öffentlich- 
keitsarbeit, Postfach, W-5300 Bonn 1. 
Telefon (02 28) 52 71 

tik zu übernehmen. Sie begingen politi- 
sche Fahrerflucht und schwirrten in süd- 
liche Gefilde ab. 

• Jetzt tauchen Sie auf einmal wieder 
auf, blind vor Rechthaberei. 
Ich frage die SPD: 
• Ist der SPD-Ersatzvorsitzende Eng- 
holm im innerparteilichen SPD-Stammes- 
kampf bereits abgehalftert? 
• Oder will die SPD vermeiden, daß Eng- 
holm genau jene Reform der Unterneh- 
mensbesteuerung fordert, die von der 
SPD so bekämpft wird? 
• Wer führt die SPD eigentlich? 
• Oder hat Engholm keine Zeit hier zu 
reden, weil er ständig auf der Suche nach 
einem neuen Bundesgeschäftsführer ist? 
Diese Fragen hätten wir gerne einmal 
beantwortet. 
Herrn Engholm, den ich von hier aus 
herzlich grüße, frage ich, ob er blind ist 
zu sehen, was hier mit ihm geschieht. 
Lassen Sie sich nicht kleinkriegen, Herr 
Engholm! 

•S22222 

Mit einer weiteren Ausgabe des Info-Fax- ^ 
vice hat auch die CDU-Bundesgeschäftss ^ 
auf das unehrliche Spiel der SPD rea9ie"'for' 
Wenn Sie Interesse an diesem aktuellen i"^ 
mationsdienst haben, teilen Sie uns bitte ^ 
Fax-Nummer mit. — Die Fax-Nummer 
CDU-Bundesgeschäftsstelle: (0228) 544* i ' 
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kehUSe hat am 22, Februar im Ver" 

esverkehrsminister Günther 

^desverkehrsminister Günther Krause: 

für den Verkehrsausbau 
noch in diesem Frühjahr im Bundestag 
eingebracht werden. 
Bis Mitte April soll eine Arbeitsgruppe 
dem Kabinett konkrete Vorschläge unter- 
breiten, ob und wie weit für dringende 
Infrastrukturmaßnahmen auf dem Ver- 
kehrssektor eine private Finanzierung 
möglich ist. Krause hält „unkonventio- 
nelle Wege" durchaus für möglich. Er 
stellte jedoch klar, er werde keinen 
Lösungen zustimmen, „die im Osten die 
Verkehrswegebenutzer belasten, im 
Westen aber nicht". 

. rsausschuß sein Konzept zum Ver- 
fj0 ,rsausbau in dieser Legislaturpe- 
,jje ^ Präsentiert. Schwerpunkte sind 
U.   ese»tigung katastrophaler Ver- 
di^*'Verhältnisse in Ostdeutschland, 
seh    ^'ektong eines gesamtdeut- 
fuo    Verkehrsnetzes und die Schaf- 
ft! 8 entsprechender Voraussetzungen 
UHH     

Wi»*schaftsstandort Deutsch- 
Wmit B,ick auf den EG-Binnen- 
l9Qi •' Die Hälfte des Verkehrsetats 
Ma Vn Höhe von 35>3 Milliarden 
h\\   So^ aNein auf Investitionen ent- 

ges USC kündigte die Vorlage des ersten 
£n*jmtdeutschen Verkehrswegeplans bis 
sich H        an" ^r werc*e aufzeigen, wie 
keh      .Vernä,tnis der einzelnen Ver- 
ein ^tra8er untereinander gestalten, wie 
^ah" er^e^rswacnstum bewältigt und der 
I^0L

lnettsbeschluß zur Verringerung des 
2s p end'oxidausstoßes um mindestens 
we 

rozent bis zum Jahre 2000 umgesetzt 
der R    So11- Er bekräftigte die Absicht 
sch d   erUng' die Kfz'Steuer in eine 

\ko    toffsteuer umzuwandeln und die 

Uw S§I-enzwerte insDesondere aucn ^ei 

k    weiter zu verschärfen. 

öesch!miS-er Setzte sich für eine 
für v      ni8ung der Planungsverfahren 
l(ec. ^rkenrsobjekte ein, „ohne die 
Soge 

C der Burger zu beschneiden". Ein 
\ver(1

narmtes Beschleunigungsgesetz 
kerir 

e Vorbereitet. Die wichtigsten Ver- 
rne^^^kte im Interesse des Zusam- 
ATJK  ^hsen Deutschlands und zur 

Land 8 der Wirtschaft in den neuen 

^°rmern Sollen nacn seinen Angaben in v°n Investitionsmaßnahmegesetzen 

Ein wichtiger Beitrag zur 
Herstellung einheitlicher 
Verkehrsverhältnisse in ganz 
Deutschland: Das Konzept 
der Bundesregierung für den 
Verkehrsausbau. 

Krause setzte sich für die seit längerem 
geplante Strukturreform der „umwelt- 
freundlichen" Bahn ein, damit sie eine 
größere Chance für die Zukunft erhalte. 
Oberstes Gebot müsse sein, ihre unter- 
nehmerische Unabhängigkeit zu stärken 
und die Trennung von Fahrweg und 
Betrieb endlich zu vollziehen. Auch eine 
Öffnung insbesondere regionaler Schie- 
nenwege für Dritte und damit für eine 
Beteiligung privater Betreiber „darf nicht 
tabu sein". Als Modell gilt der Airportex- 
press der Lufthansa. 
Über elf Milliarden Mark sollen in die- 
sem Jahr der Bundesbahn zufließen, 
davon rund zwei Milliarden Mark für 
Investitionen. Erstmals seien auch Lei- 
stungen des Bundes an das Sondervermö- 
gen Deutsche Reichsbahn mit rund 
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Guter Start in die Verkehrspolitik 
Als guten parlamentarischen Start 
in die Verkehrspolitik der 12. Legis- 
laturperiode begrüßte der verkehrs- 
politische Sprecher der CDU/CSU- 
Fraktion, Dirk Fischer, den ersten 
Bericht vom Bundesminister Gün- 
ther Krause vor dem Verkehrsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages. 

Dirk Fischer sagte dem neuen Bundes- 
verkehrsminister die tatkräftige Unter- 
stützung durch die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion zu. Er wies darauf hin, 
daß der wachsende Verkehr umwelt- 
verträglich abgewickelt werden müsse. 
Dieses ehrgeizige Ziel sei mit Hilfe 

von moderner Technik, Verkehrsinve- 
stitionen, organisatorischen und ord- 
nungspolitischen Maßnahmen sowie 
mit neuen Ideen zu erreichen. 
Die Herstellung einheitlicher Lebens- 
verhältnisse in ganz Deutschland sei 
ein Verfassungsauftrag, den die Ver- 
kehrspolitik mit schnellem und unkon- 
ventionellem Handeln umsetzen 
müsse. Dazu trüge die Straffung der 
Planungs- und Genehmigungsverfah- 
ren ebenso bei wie der Einsatz priva- 
ten Kapitals bei Verkehrsinvestitio- 
nen. Ein wichtiger Beitrag sei die 
Sanierung und Fusion der beiden 
Eisenbahnen. 

8.1 Milliarden Mark veranschlagt. Das 
Investitionsvolumen betrage hier vier 
Milliarden Mark. 
Für die Bundesfernstraßen sind 1991 
rund 8,4 Milliarden Mark, davon 6,7 Mil- 
liarden Mark für Investitionen vorgese- 
hen. Die zweckgebundenen Mittel zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden werden um 680 Millionen 
Mark auf 3,28 Milliarden Mark angeho- 
ben. Für die Bundeswasserstraßen sind 
2.2 Milliarden Mark veranschlagt. Bei 
den vorgesehenen Verkehrsprojekten 
„Deutsche Einheit" geht es um neun 
Maßnahmen auf der Schiene, sieben im 
Bereich der Straße und ein Wasserstra- 
ßenvorhaben mit einem Investitionsvolu- 
men von insgesamt 50 Milliarden Mark. 
Laut Minister soll geprüft werden, ob 
Seeverkehr und Binnenschiffahrt stärker 
als umweltfreundliche Alternative oder 
Ergänzung zu den Verkehrssystemen 
Schiene und Straße eingesetzt werden 
können. In der früheren DDR sei ein 
schnellerer Ausbau der Wasserstraßen 

auf europäisches Niveau erforderlich. 
Krause nannte hierbei die Sanierung deS 

Mittelland- und des Elbe-Havel-Kanals- 
Den öffentlichen Personennahverkehr 
will er durch ein Bündel von ordnungs-» 
investitions- und organisatorischen Ma,}' 
nahmen zu einer wirklichen Alternative 
zum Auto werden lassen. In den neuen 
Ländern gelte es, aus den staatlich 
gelenkten Verkehrskombinaten leistung8' 
fähige eigenständige Nahverkehrsgesell' 
schaften zu bilden. 
Beim Luftverkehr sieht der Minister in 
den alten Bundesländern den Ausbau der 

Flughäfen Frankfurt/Main und Stuttgart 
im Vordergrund. Angesichts der starken 
Belastung der Berliner Airports, insbe- 
sondere Berlin-Tegel, sei der Bau eines 
Großflughafens nötig. In den neuen Bu^ 
desländern sollen vorrangig bisher mi'11 

risch genutzte Flugplätze in eine zivile 
Nutzung überführt werden. Der Ministe 
sicherte eine baldige Privatisierung der 
Flugsicherung auf dem Wege einer       g 
Grundgesetzänderung zu. 
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Junge Gruppe der 
cpU/CSU-Fraktion 
^jll den neuen 
Ländern helfen 
Generalsekretär Volker Rühe, hat am 
p • März in einem mehrstündigen 

^sprach mit der Jungen Gruppe der 
^pu/CSU-Bundestagsfraktion über 

ege einer breiten Nachwuchsförde- 
J°n8 in der CDU und über Möglich- 
sten konkreter persönlicher Unter- 
utzung für die neuen Bundesländer 

«»skutiert. 

je Mitglieder der Jungen Gruppe haben 
u dem Generalsekretär ein Modell der 
artnerschaft mit Kreisverbänden in den 
euen Bundesländern vereinbart. Danach 
erden die jungen Bundestagsabgeordne- 

en aus den alten Bundesländern regel- 

mäßig in den sitzungsfreien Wochen in 
einen Partnerkreisverband in den neuen 
Bundesländern fahren und dort die Kom- 
munalpolitiker und Mandatsträger der 
CDU in ihrer Arbeit unterstützen. 
Die jungen Bundestagsabgeordneten wer- 
den zudem diese Mandatsträger in ihre 
Wahlkreise holen, damit sie dort prakti- 
sche Erfahrungen sammeln können und 
in öffentlichen Veranstaltungen über die 
Lage in den neuen Bundesländern berich- 
ten. 
Die Tatsache, daß mit 24 Bundestagsab- 
geordneten im Alter von 35 Jahren und 
jünger eine erhebliche Verbesserung 
gegenüber früheren Legislaturperioden 
erreicht worden ist, bezeichnete Rühe als 
große Chance für die Partei und die Frak- 
tion, gezielt und in einem breit angelegten 
Programm den Generationenwechsel in 
der CDU zu fördern. Hier komme den 
jungen Abgeordneten eine entscheidende 
Rolle zu. 

Kommission „Schutz des ungeborenen Lebens" 
D«e von der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion eingesetzte Kommis- 
Jlon „Schutz des ungeborenen 
Lebens" hat sich unter dem Vorsitz 
yon Frau Maria Michalk 
konstituiert. Ihr gehören folgende 
Mitglieder an: 
paul Laufs MdB, stellv. Vorsitzender 
Heiner Geißler MdB 
Claudia Nolte MdB 
Rainer Eppelmann MdB 
Paul Hoffacker MdB 
Norbert Geis MdB 
Herbert Werner MdB 
{Uta Süssmuth MdB 
Ursula Männle MdB 
Irmgard Karwatzki MdB 
Ronald Pofalla MdB 

Rosemarie Priebus MdB 
Gerhard Scheu MdB 
Maria Eichhorn MdB 
Erika Reinhard MdB 
Susanne Rahardt-Vahldieck MdB 

Ständige Gäste: 
PStS Roswitha Verhülsdonk MdB 
PStS Peter Hinze MdB 
PStS Sabine Bergmann-Pohl MdB 
PStS Reinhard Göhner MdB 
StS Anton Pfeifer MdB 

Aufgabe dieses Gremiums ist, in sorg- 
fältiger Prüfung unter Berücksichti- 
gung der bisherigen Vorschläge eine 
einheitliche Meinungsbildung herbei- 
zuführen. 
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Norbert Blüm appelliert an Landräte und 
Oberbürgermeister in den neuen Bundesländern: 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen so 
rasch wie möglich ausbauen 

Mittel in mehr Arbeit umgemünzt werden 
können. Nicht ideologische oder partei- 
politische Konfrontationen sind jetzt 
gefragt, sondern Kooperation und 
Zusammenarbeit. Das „Gemeinschafts- 
werk Aufschwung Ost" ist der Beweis: 
Zusammenarbeit ist möglich! Gewerk- 
schaften, Arbeitgeber und Regierung 
haben gemeinsam ein Programm entwik' 
kelt, das über Parteigrenzen hinaus Aner- 
kennung gefunden hat. 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
hat in einem Brief die Landräte und 
Oberbürgermeister in den neuen Bun- 
desländern gebeten, sich dafür einzu- 
setzen, daß die erheblich ausgeweiteten 
Mittel für AB-Maßnahmen schnell in 
die entsprechenden Projekte umge- 
münzt werden. Das Schreiben an die 
Oberbürgermeister und Landräte hat 
folgenden Wortlaut: 

Mit dem „Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung Ost" stellt die Bundesregierung 
mehr als 20 Milliarden DM für die neuen 
Bundesländer zur Verfügung. Es kommt 
jetzt darauf an, unbürokratisch und 
unkompliziert Geld, Arbeit und Arbeit- 
suchende zusammenzuspannen. 

Deshalb wende ich mich heute an Sie mit 
der Bitte, persönlich bei der Umsetzung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit- 
zuarbeiten. Berufen Sie unter Ihrer Ver- 
antwortung Ihren regionalen 

AB M -Aufbaustab 

an dem Gewerkschaften und Arbeitgeber, 
Verbände und Kirchen, Kammern und 
natürlich die Arbeitsverwaltung in sozia- 
ler Partnerschaft mitwirken. 

Für eine effektive Arbeitsmarktpolitik ist 
mit 20 Milliarden DM genügend Geld da. 
Was wir jetzt brauchen, sind Initiativen 
und Initiatoren, damit die vorhandenen 

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, 
auch ABM allein, können die Beschäft1' 
gungskrise nicht lösen. Sie können aber 
einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, 
den Weg in eine neue zukunftsichere 
Beschäftigung zu ebnen, Brücken zu 
bauen. Was Sie als „Brückenbauer" kofl' 
kret unternehmen können, ist in den 
Anlagen beschrieben. 

Unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger 
den neuen Bundesländern brauchen ein 
zupackende Gemeinschaft, die mit Mut 
und viel Phantasie die Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik nutzt. Entscheidun- 
gen gehören deshalb nicht auf die lange 

Bank. Wenn es irgendwo klemmt, wen- 
den Sie sich bitte sofort an die Bundesan 
stalt für Arbeit oder auch an mich direk • 
Ansprechpartner ist auch die 

ABM-Clearing-Stelle c/o Zentral 
(Zentrale Arbeitsverwaltung) 
O-l 130 Berlin 
Gotlindestraße, Haus 41 
Tel. 5509091 oder 5509491 
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\va\      en Jetzt keine Zeit zu verlieren, 
seh   tereSSe der Betroffenen - jeder Tag 

nneller bringt mehr Arbeit. 

Mitfreundlichen Grüßen 

Norbert Blüm 

ABM _ wie geht's? 

^kann ABM durchführen? 
Als T •• 
nah     8er von Arbeitsbeschaffungsmaß- 
Q  men kommen vor allem Städte und 
tiv mp.inden' aber auch soziale und karita- 
Vp

e   inrichtungen, Kirchen und selbst /erein e in Betracht. 

I as kann mit ABM gemacht 
5^rden? 6 

^^rnweltmaßnahmen 
lnnchtung und Pflege von Natur- 

^Säht28ebieten uberung von Gewässern und Anlage 
£) D    Feuchtgebieten 

rchführung von Bodensanierungs- 

^Sc°h8rammen 

J-nerung und Sanierung von Abfall- 

es W°r8UngSanlaSen 

0 Aiti esserun8 der Luftreinhaltung 
ll|astensanierung 

• Maßnahmen im Bereich der sozialen 
Infrastruktur 

D Beschäftigung in Kindergärten, Alten- 
heimen, Pflegestationen etc. 

D Sanierung und Renovierung von Ein- 
richtungen des Gesundheits-, Sozial- 
und Bildungswesens 

D Verbesserung des Wohnumfeldes (z. B. 
Dorf- und Stadtsanierung, Bau und 
Sanierung von Sportanlagen) 

• Maßnahmen zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Infrastruktur 

• Verbesserung der Verkehrsinfrastruk- 
tur 

D Verbesserung des Küstenschutzes 
D Erschließung von Gewerbeflächen 
D Beseitigung veralteter und nicht sanie- 

rungsfähiger Produktionsanlagen 
D Aufbau und Verbesserung der Versor- 

gungsinfrastruktur (z. B. Strom, Was- 
ser, Gas) 

• Maßnahmen zur Schaffung und Ver- 
besserung der touristischen Infrastruk- 
tur 

• Ausbau und Modernisierung von 
Campingplätzen 

D Aufbau von Kuranlagen 
D Auf- und Ausbau von Rad- und Wan- 

derwegen 
D Instandsetzungen und Restaurierung 

von Denkmälern und erhaltenswerter 
Bausubstanz 

• Maßnahmen zur Wohnungssanierung 
D Restaurierung erhaltenswerter Fassa- 

den 
D Maßnahmen der Wärmedämmung und 

-isolierung 

Wer entscheidet über ABM? 

Antrag und Bearbeitungsstelle für die 
interessierten Träger sind die jeweils ört- 
lich zuständigen Arbeitsämter. Dort 
besteht die Möglichkeit der Information 
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und Beratung für Planung und Durchfüh- 
rung von AB-Maßnahmen. Es werden 
jetzt in allen Städten und Kreisen Auf- 
baustäbe gebildet, die AB-Maßnahmen 
aufspüren und die Projekte mitkoordinie- 
ren sollen. In diesen Aufbaustäben sollen 
unter dem Vorsatz von Bürgermeistern 
und Landräten Sozialpartner, Kommu- 
nen, Wohlfahrtsverbände und Kirchen 
zusammenarbeiten. 

Was kann mit ABM finanziert 
werden? 

Nach dem Sonderprogramm Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen können Lohnko- 
sten bis zu 100 Prozent und Sachkosten 
im Durchschnitt bis zu einem Drittel'der 
Lohnkosten des jeweiligen Projektes 
bezuschußt werden. Als Sachkosten sind 
alle erforderlichen Werkzeuge, Maschi- 
nen, Materialien, Planungsunterlagen, 
Planungs- und Vorbereitungsleistungen 
anzusehen. 

Beispiele bereits 
laufender 
AB-Maßnahmen in den 
neuen Bundesländern: 
• Erfassung und Bereitstellung von 
freiem Gewerberaum, Träger: Stadtver- 
waltung Chemnitz 
• Restaurierung denkmalswerter Bausub- 
stanz, Träger: Stadtverwaltung Peitz 
• Arbeiten an sanierungsbedürftigen 
Gebäuden der Gemeindeverwaltung, Trä- 
ger: Gemeindeverwaltung Langennaun- 
dorf 
• Pflege und Erweiterung von Grünanla- 
gen und Spielplätzen, Träger: Stadtver- 
waltung Spremberg 

• Landschaftsgärtnerische, bauliche un 
tierpflegerische Arbeiten im Zoo Halle» 
Träger: Zoologischer Garten Halle 
• Entwicklung des örtlichen Fremderer 
kehrs und Verbesserung des Ortsbildes, 
Träger: Gemeindeverwaltung Straußbe1* 

• Demontage vorhandener Produktions- 
stätten und Erschließung als Betriebsge; 
lande für die Ansiedlung neuer Industr' 
betriebe, Träger: Stahl- und Walzwerk 
Riesa AG. 
• Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur 
Koordinierung von ABM, Träger: LanO' 
ratsamt Nordhausen 
• Pflege eines Küstenschutzwaldes/ 
Beseitigung des Kolonnenweges der eh 
maligen Grenzsicherungsanlagen, Trag 
Kreisverwaltung Grevesmühlen 

• Erarbeitung und Durchführung von 
Trainingsprogrammen für Jugendliche' 
Träger: Lausitzer Schützenverein 

• Gesundheitsorientierte Angebote für 

den Breitensport, Träger: Sportclub Co 
bus 
• Aufbau einer Sozialstation für die 
Alten- und Behindertenpflege, Traget 
Stadtrat Nordhausen 

• Seniorenverpflegung (Essen auf 
Rädern), Träger: Arbeiterwohlfahrt 
Schmalkalden 
• Erstellung eines Katasters für Altlast 

Träger: Stadtverwaltung Torgau. 

Zitat 
die    Wärme  d# 

Zusammenbog 
„Das   Maß   und 
deutsch-britischen      ^~, 
mens  bedeutet  ein gutes  Ergeon ' 
Europa wird stärker, wenn Deuts 
land, Frankreich und Großbritann* 
zusammenarbeiten." j, 
Premierminister John Major na 
seinen Gesprächen mit Bundeska 
ler Helmut Kohl in Bonn , 
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Richtige Maßnahmen für die neuen Bundesländer 

Strukturelle Anpassung in der 
Landwirtschaft massiv unterstützt 
,le Landwirtschaft in den neuen Bun- 
s
esländern befindet sich in einem 
cöwierigen Anpassungsprozeß. Dieser 

^tr«kturwandel muß für die Betroffe- 
en So sozialverträglich wie möglich 

^staltet werden. Dazu sind eine Reihe 
J»chtiger Maßnahmen getroffen wor- 

sening von 
^beitsbeschaffungsmaßnahmen 

^gesamt stehen in diesem Jahr über 5,2 
garden DM für Arbeitsbeschaffungs- 
tie      hmen zur Verfügung. Davon profi- 
£.rt vor allem auch der ländliche Raum. 

lne Verzahnung von Arbeitsbeschaf- 
de

n8smaßnahmen mit strukturverbessern- 
^ n Maßnahmen im agrarstrukturellen 

sew* ^zB- mit land" und forstwirt" 
stu        hem Wegebau> Wiederauffor- 
Und \' Wasserwirtscnaft> Dorferneuerung 

a Wohnungsbau) ist ausdrücklich vor- 
gehen. 

J*üaHfizierungsoffensive 
denHWichtige Maßnahme> um freiwer- 
bie

nden Arbeitskräften neue Chancen zu 

Im rT'ist d'e QuanfizierunSs°ffensive- 
nin!rUrcnschnitt dieses Jahres können 
m^d 330 000 Arbeitnehmer an Maßnah- 
yJ1 der beruflichen Qualifizierung und 

Üb 
Schulung teilnehmen. 

ernahme von Schulden 

Gadr 
set ' *onnen unter bestimmten Voraus- 
men nßen von der Treunand übernom- 

w^rden. Vorgesehen ist ein Volumen 

^schulden für Maßnahmen, die einer 
sind f .'mstrativ aufgezwungen worden 

' können unter hecttmmtpn Vnran«- 

von 1,4 Milliarden DM. Anträge müssen 
bis zum 31. März 1991 bei der Treuhand 
Berlin eingereicht werden. Eine wichtige 
Voraussetzung: Ein Sanierungs- und Ent- 
wicklungsplan muß vorgelegt werden. 

Bürgschaft für Investitionskredite 
Zur Absicherung von Investitionskredi- 
ten, die nach der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" zinsverbilligt werden, 
kann eine staatliche Bürgschaft übernom- 
men werden. Dafür stehen 1991 rund 1,25 
Milliarden DM zur Verfügung. 

Anpassungshilfen 
Als Anpassungshilfen und Überbrük- 
kungshilfen werden 1991 weitere 1,2 Mil- 
liarden DM zur Verfügung gestellt. Das 
Bundeslandwirtschaftsministerium 
bemüht sich zur Zeit mit Nachdruck 
darum, daß ein Teil des Geldes bereits im 
April ausgezahlt werden kann. Damit 
könnte der Liquiditätsengpaß im ersten 
Halbjahr 1991 überbrückt werden. 

Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" 
Seit 1. Januar 1991 sind die neuen Bun- 
desländer in die Gemeinschaftsaufgabe 
miteinbezogen worden. Damit können 
Maßnahmen wie Dorferneuerung, Flur- 
bereinigung, Wegebau, Küstenschutz, 
wasserwirtschaftliche und kulturbautech- 
nische sowie forstwirtschaftliche Maß- 
nahmen durch Bund und Länder auch in 
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Ostdeutschland gefördert werden. Bei- 
spielsweise werden im Rahmen der Dorf- 
erneuerung, kulturbautechnischer Maß- 
nahmen und des Wegebaus bis zu 80 Pro- 
zent der Aufwendungen übernommen. 
Damit die Arbeit beginnen kann, kommt 
es jetzt darauf an, schnell konkrete 
Anträge für konkrete Projekte vorzule- 
gen. 
In der Gemeinschaftsaufgabe werden 
außerdem gefördert: 
• die Wiedereinrichtung bäuerlicher 
Familienbetriebe sowie die Umstrukturie- 
rung der landwirtschaftlichen Großbe- 
triebe ; 
• die Umstellung auf umweltfreundliche 
Energieträger. 

Brüsseler Finanzmittel 
Ab Mitte 1991 stehen den neuen Bundes- 
ländern auch die ersten EG-Finanzmittel 
zur Verfügung: 1991 bis 1993 6,18 Milli- 
arden DM. Davon entfallen rund 1,2 Mil- 
liarden DM auf den Agrarbereich. Dar- 
über hinaus profitieren freigesetzte land- 

wirtschaftliche Arbeitnehmer auch von 
den 1,8 Milliarden DM aus dem Europa - 
sehen Sozialfonds. 

Verbesserte soziale Sicherung 
Der Anpassungsprozeß der Landwirt- 
schaft in den neuen Bundesländern wir 
sozial flankiert: 
• Vorruhestandsgeld mit 70 Prozent des 
durchschnittlichen Nettolohns, minde- 
stens aber 500 DM im Monat. 
• Altersübergangsgeld für Arbeitnehmer 
und LPG-Mitglieder ab dem 57. Lebens- 
jahr. Die Leistungshöhe beträgt 65 Pr°' 
zent des letzten durchschnittlichen Nett° 
arbeitsentgelts. 
• Anpassungshilfe für die 50- bis 57jäm1- 
gen landwirtschaftlichen Arbeitnehmer» 
die vorübergehend aus dem Erwerbsle- 
ben ausscheiden. Nach der Verabschie- 
dung des Bundeshaushalts wird dieser 
Personenkreis zusätzlich 120 Mark Vx° 
Monat erhalten können — eine für viele 
Menschen wichtige Verbesserung ihrer 
Lebenssituation. 

Kein Geld für Jugendweihe 
Zu den Bemühungen der „Interes- 
senvereinigung Jugendweihe14 um 
Fördergelder aus dem Bundesmini- 
sterium für Frauen und Jugend 
stellte die frauen- und jungendpoli- 
tische Sprecherin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Claudia Nolte, 
fest: 
Die Jugendweihe, deren Ursprünge in 
die Mitte des letzten Jahrhunderts 
zurückreichen, diente schon immer als 
eine Art „Gegenkonfirmation". Im 
Rahmen der Jugendweihe verlangte 
der SED-Staat auch das Gelöbnis auf 
„die große und edle Sache des Sozia- 
lismus". 

Wenn nun, nachdem der ehemalige 
„Zentrale Ausschuß für die Jugend- 
weihe" seine Arbeit eingestellt hat, 
eine „Interessenvereinigung Jugend- 
weihe" weiterhin diese sogenannte 
bindungsfreie Lebensvorbereitungs- 
veranstaltung organisieren will, dann 
muß man das tolerieren. Wir wenden 
uns aber entschieden dagegen, daß die 
„Interessenvereinigung Jugendweihe 
jetzt mit staatlichen Mitteln aus dem 
Frauen- und Jugendministerium geföf' 
dert werden will. Die Finanzierung 
sozialistischen Gedankenguts ist nicht 
Aufgabe des Staates. Diese Zeiten 
sind Gott sei Dank vorbei! 
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10-Punkte-Programm für ein 
umweltverträgliches Auto 

in einem umweltgerechten Verkehrssystem 

^ö<Jesumweltminister Klaus 
j» P'er hat ein umfassendes 
j^dlungsprogramm vorgelegt, 
c,   «em er ein umweltverträgli- 
J*eoK ^uto m einem umweltge- 
Jnten Verkehrssystem durch- 

Set^nwill: 

Üo jjj^   eutschland wird in den kommenden 
lanJ

en zunehmend ein Verkehrstransit- 
Päis ?Ufgrund der Öffnung der osteuro- 
^arkt     Länder und des EG-Binnen- 
\l0,.es; Hinzu kommt ein wachsendes 
De    ^ätsbedürfnis im vereinten 
Ver ,Chland- Dies läßt sich u. a. aus den 
ehemChszahlen von 1988 zwischen der 

ren, ^llgen DDR und der alten Bundes- 
Pübl* erkennen. 

Selige DDR: 
^ ^ Pkw auf 1.000 Einwohner 

Bunde 
469 

Republik: 
69 Pkw auf 1.000 Einwohner 
k*-Anteil am Güterverkehr 

t. L
n
k
einalige DDR: 20,8 Prozent 

k*-Anteil am Güterverkehr 
k. pUndesrepublik: 56,5 Prozent 

f 
r°8nose 2000 

Ur C;esamtdeutschland: 61 Prozent 

müs^8asvorschriften für Pkw und Lkw 
n drastisch verschärft werden. 

bez  'Der EG-Umweltrat hat am 20. 
n°er letzten Jahres Grenzwerte 

festgelegt, die den Drei-Wege-Katalysator 
erfordern. 1996 muß eine zweite Stufe 
folgen, die eine weitere Halbierung des 
Kohlenwasserstoff- und 
Stickoxidausstoßes bei benzingetriebenen 
Motoren und eine Halbierung des 
Staubpartikelausstoßes für 
Dieselmotoren durchsetzt. 

Lkw: Fortschritte in zwei Stufen 
erforderlich, Abgasgrenzwerte im März 
auf Tagesordnung des Umweltrates. 
NOx: 1993 9 g/kWh, 1996 7 g/kWh 
(heute in der EG 15,8 g/kWh) 
Partikel: 1993 0,4g/kWh, 1996 
0,15 g/kWh (heute in der EG kein 
Partikelgrenzwert). 

Kraftstoffe müssen entscheidend 
verbessert werden 
• Schwefelgehalt in Diesel: Von 0,2 

Gewichtsprozent auf 0,05 Prozent. 
• Benzolgehalt im Benzin: Von fünf 

Prozent auf ein Prozent. 
• Die dioxinerzeugenden 

Kraftstoffzusätze wie Scavanger 
müssen aus dem verbleiten Benzin 
verbannt werden. 

I Intensive Forschungs-, Entwicklungs- 
und Anwendungsprogramme für neue 
Treibstoffe bzw. Beimischung zu 
traditionellen Treibstoffen, z. B. 
solarerzeugter Wasserstoffe, Ethanol, 
Methanol. 

| Gaspendelung 
• Der kleine Kohlekanister verhindert 

die Tankentlüftung ins Freie und ist 
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durch Beschluß des EG-Umweltrates 
vom Dezember 1990 jetzt verbindlich. 
Für Verdunstungsemissionen beim 
Betanken von Fahrzeugen wird durch 
Verordnung Gasrückführung 
vorgeschrieben. 

JCO2-Begrenzung 
Durchsetzung der Reduzierung des 
Benzinverbrauchs von 1993 bis 2005. 
Ziel: Mittlerer Kraftstoffverbrauch von 
5 1/100 km im Jahre 2005. Ein 
entsprechendes Konzept wurde vom 
Bundesumweltminister und 
Bundesverkehrsminister bei der EG 
eingebracht. 
Einführung einer CCh-Komponente mit 
starker Spreizung bei der geplanten 
emissionsbezogenen Kfz-Steuer. 

[Lärm 
Festlegung von Lärmemissionswerten für 
Lkw durch die EG, die den für 
Nachtfahrten in Österreich geforderten 
Werten entsprechen. 

Entsorgung 
Industrie und Handel sind aufgefordert, 
Rücknahmesysteme außerhalb der 
öffentlichen Abfallentsorgung 
aufzubauen und zu betreiben. Sollte die 
Wirtschaft in Kürze keine geeigneten 
Vorschläge unterbreiten, wird 
Bundesumweltminister Töpfer deren 
Rücknahme im Verordnungswege 
festschreiben. 

Strukturmaßnahmen 
Vorlage einer Verordnung nach § 40 
Abs. 2 Bundesimmissionsschutzgesetz, in 
der Konzentrationswerte für Schadstoffe 
in der Luft als Grundlage für 
verkehrslenkende Maßnahmen der 
Straßenverkehrsbehörden festgelegt 
werden. 

•J Verlagerung des Güterverkehrs von 
lerStraße auf die Schiene 

Umweltprognose 

Auf der Basis der eingeleiteten Maßna 

men wird sich trotz Zunahme des Ver- 
kehrs eine deutliche Minderung der 
Schadstoffemissionen aus dem Verkej1 

ergeben. So hat das Institut für Energ«e' 
und Umweltforschung (IFEU), Heide»'^ 
berg, für den Bundesminister für Um 
Naturschutz und Reaktorsicherheit kü 
lieh eine Prognose der Schadstoffem>ss 

nen erstellt, die für den gesamten VerK 
in Gesamtdeutschland bei einer 
Zunahme der Verkehrsleistung um 
26 Prozent von 1988 bis 2000 folgende 
Minderung der Schadstoffemissionen 
prognostiziert: 

• Stickoxide NOx: 
Minderung um 29 Prozent 

• Schwefeloxid SO2: 
Minderung um 69 Prozent 

• Kohlenwasserstoffe HC: 
Minderung um 59 Prozent 

• Kohlenmonoxid CO: 
Minderung um 60 Prozent 

Diese Zahlen bezeichnet Bundesum^ 
minister Töpfer zwar als beeindrucke 
doch reiche ihm die Minderung bei 
für die Waldschäden und den Sornn»6 ' 
smog mitverantwortlichen Stickoxide 
nicht aus. Auch komme die gleiche 
Untersuchung zu der Aussage, daß ' 
Gesamtdeutschland in den Jahren v° 
1988 bis 2000 die verkehrsbedingten 
Emissionen des Treibhausgases K.on 
dioxid um 26 Prozent anstiegen, °kw. 
eine fahrzeugspezifische Emissions»« 
derung bzw. Kraftstoffverbrauchsrn«n ^ 
rung um 15 Prozent unterstellt wird- 
sei für Töpfer ein Alarmsignal, daß * 
Verantwortlichen zu einer umweltori 
tierten Weichenstellung im Verkehr v   ^ 
anlassen müsse. 
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Manfred Kanther: SPD und Grüne 
schon jetzt auf dem Rückzug 
pr

ach Ansicht des zukünftigen CDU- 
u*Jonschefs im hessischen Landtag, 
de?" red Kanther, befindet sich der 
sch8ni?rte Ministerpräsident Eichel 
Mttn V'er ^ocnen vor seinem Amtsan- 
Sjc> au^ dem Rückzug und versuche, 
Vers V°n seinen eigenen Wahlkampf- 
-, sPrechen zu verabschieden. 
tu8   .ch qualifizierte Kanther die 
*ut Tfinkunft der neuen Mehrheit als 
2Ha  D Unseriös ab, weil das Papier 
Qe 

r Beschimpfungen des politischen 
Fii,    rs' aDer keine ernstzunehmende 

an*betrachtung beinhalte. 

den 
eisPiele für Eichels Rückzug von 

KamLgenen Versprechungen nannte 
"Hher: 

neue\Jer Wahl hat Herr Eichel 160-000 

40Qft(r
0hnungen versprochen, davon 

In d    Sozia,wohnungen- 
^ahl \   0a'iti°nsvereinbarung kommt die 
40 onn« '^ nicrit mehr vor, „möglichst 
BUn .    so'len gebaut werden, wobei 
jet2t f'..Kommunen und Investoren schon 
Vera ÜT e'n m°g|icnes Scheitern Eichels 
^   mwortlich gemacht werden sollen. 
^ or der Wah| hat die SpD 3 000 Lehrer 
serUn

Us»tzlicn »echten Unterrichtsverbes- 
.    n8' versprochen. 

der kr    i- • offen ^0alltionsvereinbarung wird aber 
ste|] §elassen, ob in dieser Zahl Neuein- 
?un  

nSen wegen der Arbeitszeitverkür- 

Ölickmha!ten sind oder nicht- Auch im 
stUnd        *e zu8esagten Koordinations- 
S v  fÜr die Gesamtschulen (400 Ste|- 
% V dazu keine Aussage getroffen. 

Rechtder Wahl hat Herr Eichel einen 

drei u
SansPrucr» jeden Kindes zwischen 

garter!11 S6Chs Janren auf einen Kinder- nPlatz versprochen. 

In der Koalitionsvereinbarung wird es zu 
einem „vorrangigen Ziel" erklärt, die Vor- 
aussetzungen für ein „quantitativ und 
qualitativ bedarfsgerechtes flächendek- 
kendes Angebot an Kindergartenbetreu- 
ung für alle Kinder" zu erreichen. 
• Vor der Wahl hat die SPD ein 150-Mil- 
lionen-Programm zur Schaffung von 
mehr Altenpflegeplätzen versprochen. 
In der Koalitionsvereinbarung schrumpft 
dies auf ein „Investitionsprogramm zur 
räumlichen Verbesserung der Bedingun- 
gen in den Altenpflegeeinrichtungen". 
• Vor der Wahl versprach Herr Eichel 
nach diversen Zeitungsberichten den 
Weiterbau der A 49 über Bischhausen 
hinaus. 
In der Koalitionsvereinbarung dagegen 
wird festgelegt, daß die A 49 genau in 
Bischhausen endet. 
• Vor der Wahl versprach die SPD ein 
100-Millionen-Energiesparprogramm. 
In der Koalitionsvereinbarung reduziert 
sich dies auf eine Energieagentur, die 
„sinnvolle Maßnahmen fördern und vor- 
antreiben soll". 
• Vor der Wahl versprach die SPD die 
Aufstockung des Dorferneuerungspro- 
gramms auf 100 Mill. Mark. 
In der Koalitionsvereinbarung heißt es 
nur noch, dieses Programm solle schritt- 
weise aufgestockt werden. 
Auf wichtigen Feldern der Landespolitik 
hielt der zukünftige Fraktionsvorsitzende 
der CDU den Koalitionsparteien 
„Zukunftsfeindlichkeit" vor. Aus ideolo- 
gischen Gründen heraus seien Maßnah- 
men beschlossen worden, die sich ein 
wirtschafts- und dienstleistungsorientier- 
tes Land wie Hessen nicht leisten könne. 
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Landesparteitag in Bad Oldesloe 

Ottfried Hennig Spitzenkandidat 
für die Landtagswahl 1992 
Ottfried Hennig bleibt Landesvorsit- 
zender der CDU Schleswig-Holstein. 
Beim 44. Landesparteitag am 
16. März 1991 in Bad Oldesloe 
erreichte der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesverteidigungsmini- 
sterium 88 Prozent der Delegierten- 
stimmen. Damit führt Ottfried Hennig 
die CDU Schleswig-Holstein in die 
Landtagswahl 1992. 

Nach einem einstimmigen Vorschlag des 
Landesvorstandes wird Hennig auch 
Spitzenkandidat der CDU und damit 
Herausforderer des designierten SPD- 
Bundesvorsitzenden Björn Engholm. 

Abrechnung mit Engholm 

Vor den Delegierten des Landesparteita- 
ges rechnete Hennig scharf mit der Poli- 
tik der Kieler Engholm-Regierung ab, die 
sich vor allem in Nichtstun erschöpft. Die 
CDU Schleswig-Holstein, die nach der 
schweren Wahlniederlage von 1988 bei 
der Bundestagswahl mit 43,5 Prozent 
aller Stimmen zum erstenmal wieder 
stärkste politische Kraft geworden war 
und der SPD mit 37,5 Prozent eine ver- 
heerende Niederlage beibrachte, sei wie- 
der — so Hennig — ein ganz normaler 
lebendiger Landesverband der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands. 

Hennig forderte die CDU zu einer intel- 
lektuellen Auseinandersetzung mit der 
SPD Schleswig-Holstein auf, die sich 
nach wie vor dem demokratischen Sozia- 
lismus verbunden wisse. 

Von herausragender Bedeutung sei fu 
die Zukunft Schleswig-Holsteins eine 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktu • 
Der Landesparteitag verabschiedete 
nahezu einstimmig einen Leitantrag <* 
Landesvorstandes, in dem sich die LV 
für eine feste Elbquerung westlich von 
Hamburg, für die Elektrifizierung der 
wichtigsten Bahnstrecken und für ^ 
Bau eines Ersatzflughafens für Harm» ' 
Fuhlsbüttel in Kaltenkirchen ausspr«c  ' 
Dieser Antrag, der von einer Parteiko 
mission unter Leitung des Fraktionsvo 
sitzenden im schleswig-holsteinischen 
Landtag, Klaus Kribben, erarbeitet     ^ 
wurde, macht deutlich, daß die Un>°n 

richtigen Antworten auf die Zukunfts 
gen Schleswig-Holsteins gibt. Die $".^e 

sagte Hennig, sei nicht in der Lage, 
Antworten zu geben. Die Landesreg'e 

rung stehe vielmehr für eine Politik      j 
radikalen Sowohl-Als-auch. 

Aggression darf $lC 

nicht auszahlen 
„Eine neue Friedensordnung «"I^, 
Nahen Osten — Chancen und r 
spektiven" lautete das Thema e 
Veranstaltung des Evangelise"  j 
Arbeitskreises am 18. März V> 
im Konrad-Adenauer-Haus in 
Bonn. .eS 

Der Golfkrieg hat nach Meinung 
außenpolitischen Sprechers der       | 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
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^desparteitag in Vegesack 

^ie CDU muß sich weiter öffnen 
l|lc«t eine Diskussionskultur. Kriti- 

ang,-Zungen müssen nicht nur 

brane
L
VolksPartei wie die CDU 

^ chtef 
^Mei, 

erjw   n und ertragen, sondern auch 
\y0lt

8enommen werden" — diese 
stei|v

e Von Heiner Geißler könnten 
AblauJ^ete.n^ *"r ^en Sesamten 
üim    J*es jüngsten außerordentlichen 
tages ullergewöhnlichen Landespartei- 

ani 16. März in Bremen stehen. 

^'e r_)ei    . 
junge gierten und vor allem die vielen 
,JUn ° ^äste, die sich unter dem Motto 
Heraf f

Menschen und Politik - eine 
Bürge]7

0rderung für die Parteien" im 
den haf       Vegesack zusammengefun- 
den tten

5 dankten den nachdenklichen 
VorsiJ

1 des stellvertretenden Fraktions- 
frakti^enden der CDU/CSU-Bundestags- 

°n mit viel Beifall. 
praggr wieder im Mittelpunkt stand die 
tik. >jy

ach der Glaubwürdigkeit der Poli- 
fiir un le Hälfte der Jugendlichen hält es 

'ahrscheinlich, daß Politiker Pro- 

bleme lösen können", mahnte der Lan- 
desvorsitzende und Parlamentarische 
Staatssekretär Bernd Neumann zur Eröff- 
nung des Parteitages. Nur sieben Prozent 
der CDU-Mitglieder seien bundesweit 
unter 30 Jahre. Das Ziel müsse es sein, 
diesen Anteil, der in Bremen elf Prozent 
beträgt, zu erhöhen. 
Der Parteitag setzte sich anschließend in 
zwei Foren mit den kritischen Fragen 
„Leben wir heute auf Kosten von mor- 
gen?" am Beispiel des Umweltschutzes 
und „Uns geht es gut — Was ist mit den 
anderen?" am Beispiel der Entwicklungs- 
hilfe auseinander. 

Zufrieden über den Verlauf der Diskus- 
sion zeigte sich Jens Eckhoff, JU-Landes- 
vorsitzender und Leiter der abschließen- 
den Podiumsdiskussion. Das Ziel des 
Landesparteitages sei es vor allem gewe- 
sen, Fragen aufzuwerfen, kritisch mit sich 
selbst umzugehen und nicht nur nach 
oberflächlichen Antworten zu suchen, die 
vielleicht keine endgültigen seien. • 

l'0njer'    e Notwendigkeit einer funk- 
8einac5nden Abschreckung deutlich 
leni p 11 ^§8ression darf sich in kei- 
sich a 

a) auszahlen. Lamers sprach 
schen <£h für den Einsatz von deut- 
dat, ab 

tre,tkräften unter UNO-Man- 
nat^näT aUCh innernalb einer multi- 
ple an    n europäischen Struktur aus. 
sicheru estreDte gemeinsame Außen-, 
*ird *eits- und Verteidigungspolitik 
aUch Aif-      würdi8'wenn sie nicht 

^räfte ^
1Qnen europäischer Streit- 

öeschlü °8hch macht> die von UN°- Ss«n unabhängig sein sollten. 

Dr. Andreas Rieck vom Deutschen 
Orient-Institut in Hamburg zeigte in 
seinem ausführlichen Referat trotz 
einer Vielzahl von innen- und zwi- 
schenstaatlichen Problemen Wege aus 
der Krise im Nahen Osten. Die westli- 
chen Ängste vor dem wachsenden isla- 
mischen Fundamentalismus bezeich- 
nete er als übertrieben. Er plädierte 
für eine stärkere Unterstützung der 
arabischen Länder, um dort die 
Lebensverhältnisse nachhaltig zu ver- 
bessern und so religiösem Fanatismus 
den Nährboden zu entziehen. 



BUNDESKANZLER 

DR. HELMUT KOHL 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

Steuererhöhungen sind nie eine populäre Entscheidung. Aber ich bin unpopulären 

Entscheidungen nie aus dem Weg gegangen, wenn sie notwendig waren. Wir 

haben eine erfolgreiche Politik für Deutschland verwirklicht. 

Jeder weiß: Wir stehen heute national und international vor gewaltigen Heraus- 

forderungen. Es war für uns selbstverständlich, den Kampf der Völkergemeinschaft 

für Freiheit, Recht und Frieden am Golf zu unterstützen. Hierfür haben wir einen 

Solidaritätsbeitrag von über 15 Milliarden DM geleistet. Diese Mittel fehlen uns 

jetzt beim Aufbau in den neuen Bundesländern. 

Hinzu kam der fast vollständige Zusammenbruch der Exportmärkte im Osten 

Europas - vor allem in der Sowjetunion. Dadurch gehen sehr viele Aufträge für 

die Betriebe in den neuen Bundesländern verloren. Das wurde in diesem Ausmaß 

von niemandem erwartet. 

Alle diese zusätzlichen Belastungen waren in diesem Umfang nicht vorhersehbar. 

Ohne sie hätte es keine Steuererhöhungen geben müssen. 

So standen wir vor der schwierigen Entscheidung zwischen einer höheren Staats- 

verschuldung oder größeren Staatseinnahmen durch die Erhöhung von Steuern. 

Wir haben uns gegen steigende Schulden und für die Stabilität unserer D-Mark 

entschieden. Einen anderen Weg hätte ich nicht verantworten können. 

Diese Steuererhöhungen sind sozial ausgewogen und vertretbar. Der 

Solidaritätszuschlag bei der Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer ist auf 

die Zeit vom 1. Juli 1991 bis 30. Juni 1992 begrenzt. Diesen Belastungen stehen 

jedoch die Lohn- und Einkommensverbesserungen für 1991 und 1992 und höhere 

Leistungen für Familien mit Kindern im nächsten Jahr gegenüber. 

Mein Ziel bleibt: gleiche Lebensverhältnisse und eine gesunde Wirtschaft in ganz 

Deutschland. So sichern wir neue Arbeitsplätze und steigende Einkommen für alle. 



Tatsache 
Anfang dieses Jahres kamen große, unvorhersehbare Belastungen 

auf uns Deutsche zu. 
Es war für uns selbstverständlich, den Kampf der Völkergemeinschaft 

für Freiheit Recht und Frieden am Golf zu unterstützen. Hierfür haben wir 

einen Solidaritätsbeitrag von über 15 Milliarden DM geleistet. 
Unvorhersehbar war auch der fast vollständige Zusammenbruch der 

Absatzmärkte im Osten Europas. Dadurch gehen sehr viele Aufträge 
für die Betriebe in den neuen Bundesländern verloren. 
Ohne die in diesem Umfang unvorhersehbaren zusätzlichen finanziel- 

len Belastungen hätte es keine Steuererhöhungen geben müssen. So 
aber standen wir vor der Entscheidung: entweder höhere Staats- 
schulden oder höhere Steuern. Höhere Staatsschulden hätten die 
Stabilität der D-Mark gefährdet. Deshalb waren in dieser Situation nur 

höhere Steuern verantwortbar. 

Und so wird sich die Mehrbelastung für eine Familie 
mit zwei Kindern auswirken: 

Bruttomonatsverdlenst 
-DM- 

2.000 3.500 5.000 10.000 

1. Solidaritätszuschlag 
ab 01.07.1991 

0,10 18,20 42,50 148,10 

2. Anhebung Mineralöl- 
steuer, Versicherungs- 
steuer, Tabaksteuer 
und Telefongebühren 
(durchschnittlich) 

29,50 44,30 44,30 62,40 

3. Anhebung Sozialab- 
gaben ab 01.04.1991 15,00 26,30 37,50 48,80 

durchschnittliche 
monatliche 
Mehrbelastung 

44,60 88,80 124,30 259,30 

Die Steuererhöhung ist unser 

aller Beitrag für Deutschland, 

für eine neue europäische Ord- 
nung des Friedens mit immer 

weniger Waffen und für die 
Geltung des Völkerrechts und 

der Menschenrechte in der 

Golfregion. 
DerSolidaritätszuschlagbeider 

Lohn-, Einkommen- und 
Körperschaftsteuer ist auf die 
Zeit vom 1. Juli 1991 bis 30. Juni 

1992 begrenzt. 
Diesen Belastungen stehen ge- 
genüber: Einkommensver- 
besserungen für die Jahre 1991 

und 1992 sowie ab nächstem Jahr höhere staatliche Leistungen für 
Familien mit Kindern. Für Pendler gibt es eine höhere Kilometer- 

Pauschale. 
Der sozial ausgewogene Solidaritätsbeitrag ist eine Investition in eine 

gute Zukunft. 
Jede Mark, die jetzt zum Aufbau der neuen Bundesländer verwendet 

wird, kommt uns allen zugute. Denn der Aufschwung dort wird in ganz 

Deutschland für neue Arbeitsplätze und steigende Einkommen sorgen. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Unternehmungsgeist in den neuen Bundesländern 
Unternehmensgründungen 1990 (Saldo aus Gewerbeanzeigen und -abmeldungen) 
insgesamt: 254 400 27 570 Mecklenburg- 

Vorpommern 

Daß der Übergang von der sozialistischen Kommandowirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft oljj 
Probleme vonstatten gehen würde, hat wohl niemand geglaubt. Doch erst nach und nach werden j» 
Altlasten von 40 Jahren Mißwirtschaft in ihrem ganzen Ausmaß sichtbar. Es gibt aber auch eine Re'n 

von Lichtblicken, die belegen, daß der wirtschaftliche Aufschwung allmählich beginnt. 
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